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VERWALTUNGSVERFAHREN

Hey Tina!
Was lernt man in diesem Kapitel?

Ganz einfach Tim! Hier lernt man alles rund um Verwaltungsverfahren. Du lernst wer
Parteri in einem Verfahren ist, was ein Bescheid ist und was gegen einen Bescheid
unternommen werden kann.

Und wozu lernen wir das?

Damit wir wissen, in welcher Art und Weise und nach welchen Vorgaben und Richtlinien
der Staat und infolgedessen wir, als Verwaltungsassistentinnen, Gesetze vollziehen
mdissen.

(
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1. Verwaltungsverfahren — Gesetzliche Grundlagen

Die gesetzlichen Grundlagen flir Verwaltungsverfahren lassen sich unterteilen in:
o Einflihrungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG)
« Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG)
« Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VVG)
e Verwaltungsstrafgesetz (VStG)

1.1 Einfiihrungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG)
Das Einflihrungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen regelt,

e welche Behorden in
» welchen Angelegenheiten
« welche Verwaltungsverfahrensgesetze (AVG, VStG, VWG)

anzuwenden haben.

Bei der Aufzéhlung der Behdrden im EGVG zeigt sich, dass nicht alle Behdrden auch alle
Verwaltungsverfahrensgesetze anzuwenden haben.

Das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG), das Verwaltungsstrafgesetz (VStG)
und das Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VVG) haben folgende Behdrden anzuwenden:

die Organe der Stadte mit eigenem Statut (Magistrate)

die Bezirkshauptmannschaften

die Amter der Landesregierungen

unter bestimmten Voraussetzungen die Bundesministerien (z.B. wenn sie als
erste Instanz zu entscheiden haben)

Unter Instanz versteht man folgendes:

Die Instanz (=Rechtszug) ist ein Verfahrensabschnitt vor einem bestimmten Gericht
bzw. einer bestimmten Behdrde. In einem Verfahren ist in der Regel ein mehrstufiger
Instanzenzug erdffnet. Instanzenzug ist also die Méglichkeit einer Uberpriifung der
getroffenen Entscheidung durch ein Gericht bzw. eine Behdrde hoherer Instanz.

Festzuhalten ist, dass die genannten Behdrden die Verwaltungsverfahrensgesetze nur bei
Erflllung von Aufgaben im Bereich der Hoheitsverwaltung anzuwenden haben. Bei
Erfillung von Aufgaben der Privatwirtschaftsverwaltung haben die
Verwaltungsverfahrensgesetze keine Giiltigkeit!

Unter Hoheitsverwaltung und Privatwirtschaftsverwaltung versteht man
folgendes:

Die Hoheitsverwaltung ist der Teil der 6ffentlichen Verwaltung, der mit hoheitlichen
Mitteln vorgeht. Hoheitsverwaltung liegt dann vor, wenn Verwaltungsorgane berechtigt
sind, Rechtsakte ohne Zustimmung der Betroffenen zu setzen.
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Im Gegensatz dazu spricht man von Privatwirtschaftsverwaltung, wenn der Staat
wie ein Privater handelt. Die Grundlage flir das Handeln des Staates ist der Vertrag.

1.2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG)

Wird eingehend im Kapitel 3 erldutert

1.3 Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VVG)

Ein verwaltungsbehérdliches Handeln wird grundsatzlich mit einem Bescheid beendet.
Wenn nun in einem Bescheid ein bestimmtes Verhalten angeordnet wird, so muss der
Staat natirlich auch iber Méglichkeiten verfligen, das gewiinschte Verhalten durchsetzen

zu kdnnen.

Die Regeln dariiber, wie eine solche zwangsweise Durchsetzung von behérdlichen
Entscheidungen erfolgen kann, enthalt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz.

Vollstreckungsmittel lassen sich wie folgt unterteilen:

Vollstreckungsmittel:

o Geldleistung: Der Bescheid schreibt eine Geldleistung vor, die vom
Bescheidadressaten nicht bezahlt wird. Es besteht die Mdglichkeit der Lohnpfandung
oder der Versteigerung.

e Vertretbare Leistung: Der Bescheid schreibt eine Leistung vor, die nicht nur vom
Bescheidadressaten erbracht werden kann, sondern auch von einer dritten Person
(=vertretbare Leistung). Es besteht die Mdglichkeit der Ersatzvornahme, d.h., die
Leistung wird auf Kosten des Bescheidadressaten von einem anderen durchgefiihrt.

¢ Unvertretbare Leistung: Die Behdrde schreibt eine Leistung vor, die nur vom
Verpflichteten selbst erbracht werden kann (z.B. Leistung einer Unterschrift). Um bei
Weigerung des Verpflichteten diese unvertretbare Leistung erzwingen zu kdnnen,
besteht die Mdglichkeit der Verhangung von Zwangsstrafen (Geldstrafen oder Haft)
oder die Anwendung unmittelbaren Zwanges (z.B. zwangsweise Vorfiihrung vor die
Behorde).
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1.4 Verwaltungsstrafgesetz (VStG)

In Osterreich sind mit der Bestrafung von GesetzesverstéBen nicht nur Gerichte, sondern
auch Verwaltungsbehoérden betraut.

2. Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG)

Das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz enthalt die allgemeinen Bestimmungen fir
das Verwaltungsverfahren. Das sind alle Schritte von dessen Einleitung bis zum Abschluss.

2.1 Aligemeine Grundsatze und Begriffe

2.1.1 Prifung der Zustandigkeit

Unter Zustandigkeit versteht man folgendes:

Die Zustandigkeit legt fest, welche Behdrde im Einzelfall rechtlich zu hoheitlichem
Handeln ermachtigt und verpflichtet ist.

Die Verwaltungsbehdrden haben ihre sachliche und ortliche Zustandigkeit von Amts
wegen wahrzunehmen. Die Zustandigkeit ist durch gesetzliche Bestimmungen festgelegt.
Die Parteien kdnnen sich nicht aussuchen, welche Behoérde in welchem Verfahren
zustandig sein soll. Erhdlt die Behdrde ein Anbringen, fiir dessen Behandlung sie nicht
zustandig ist, so hat die Behdrde dieses Anbringen an die zusténdige Stelle weiterzuleiten
oder denjenigen, der das Anbringen einbringt an die zustandige Stelle zu verweisen.

Die Zustandigkeit lasst sich wie folgt unterteilen:

2.1.2 Sachliche Zustandigkeit

Unter sachlicher Zustindigkeit versteht man folgendes:

Unter sachlicher Zustandigkeit versteht man den Aufgabenbereich einer Behdrde,
d.h. den Kreis der Aufgaben, den eine Behtrde zu erledigen hat (z.B. fur die
Genehmigung eines Hausbaus ware der Blirgermeister/die Gemeinde zustandig/.)
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2.1.3 Ortliche Zusténdigkeit

Jeder Behodrde ist ein bestimmtes Gebiet zugeordnet, in welchem sie die sachlich
zugewiesenen Aufgaben zu erfiillen hat. Diese ortliche Zustandigkeit der Behdrde hangt
unter anderem ab von:

« der Lage des unbeweglichen Gutes,

e dem Ort, an dem das Unternehmen betrieben wird,

« vom Wohnsitz des Betroffenen etc.

2.1.4 Befangenheit

Verwaltungsorgane diirfen Eingaben nicht selbst bearbeiten, wenn Angehdrige beteiligt
sind oder wenn es Zweifel an der Unbefangenheit des Verwaltungsorgans gibt. Dies ist
notwendig, damit der Grundsatz der Unparteilichkeit gewahrleistet wird. Ausnahme ist
hier wenn ,Gefahr im Verzug" ist. Dann ist diese zu beseitigen und in der Folge der Fall
abzutreten.

Unter Gefahr im Verzug versteht man folgendes:

Gefahr im Verzug liegt dann vor, wenn eine Bedrohung gegen Leib und Leben
vorliegt, ein Nichthandeln das Verfahren gefahrdet, oder z.B. irreparable Schaden
gegen die Umwelt entstehen etc., die ein sofortiges Handeln der Behorde erfordern.

2.1.5 Manuduktionspflicht - Rechtsbelehrung

Unter Manuduktionspflicht versteht man folgendes:

Manuduktionspflicht heiBt, dass Behodrden jene Personen, die nicht durch
berufsmaBige Parteienvertreter (z.B. Anwalte) vertreten sind, im Verfahren ,an der
Hand flihren missen™. So haben Behérden jenen Personen nétige Anleitungen (in der
Regel miindlich oder telefonisch) zur Vornahme ihrer Verfahrenshandlungen zu geben.

Die Behdrde hat die Personen weiters (ber die Rechtsfolgen zu belehren. Die
Belehrungspflicht bezieht sich nur auf Verfahrenshandlungen und die damit verbundenen
Folgen. Nicht verpflichtet ist die Behérde jedoch, die Partei tber inhaltliche Rechtsfragen
aufzuklaren.

2.1.6 Grundsatz der arbitraren Ordnung

Der Behdrde steht es grundsatzlich frei, auf welche Weise sie das Ermittlungsverfahren
durchfiihren will. Es obliegt der Behérde, wie sie den Ablauf des Ermittlungsverfahrens
gestaltet. Die Behorde bestimmt den Gang des Verfahrens, sie ist ,Herrin des Verfahrens".

Arbitrare Ordnung heift, dass die Behorde den Gang des Verfahrens bestimmt. Sie
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ist ,Herrin des Verfahrens".

2.1.7 Grundsatz der Amtswegigkeit behoérdlichen Vorgehens (,,Offizialmaxime™)

Die Behorde hat grundsatzlich die Pflicht, von sich aus tétig zu werden (,,Offizialmaxime").
Dies qilt fiir die Einleitung eines Verwaltungsverfahrens, sowie auch fiir die Durchfiihrung
des Ermittlungsverfahrens. Daraus resultiert der Untersuchungsgrundsatz: Die Behorde
hat den tatsachlichen Sachverhalt festzustellen. Sie ist dabei nicht an das
Vorbringen der Partei gebunden, d.h. sie darf nicht das, was von der Partei vorgebracht
wird, ohne weiteres fiir wahr halten, sie muss vielmehr den Wahrheitsgehalt priifen! Die
~Beweislast" trifft also grundsatzlich die Behoérde.

Unter Beweislast versteht man folgendes:

Die Beweislast legt fest, welche Partei fir das Vorbringen von Beweisen
verantwortlich ist.

2.1.8 Nicht fristgerechtes Handeln der Behérde

Entscheidet die Behdrde nicht innerhalb der Entscheidungsfrist mittels Bescheid, steht als
Rechtsbehelf die SGumnisbeschwerde zur Verfiigung. Die Beschwerde hat zur Folge,
dass die Zustandigkeit der Unterbehdrde erlischt und die Oberbehdrde zustandig wird.

Die Saumnisbeschwerde richtet sich gegen ein Untdtigsein der Verwaltungsbehdrden. Die
Behorden sind namlich verpflichtet, liber Antrédge von Parteien ohne unnétigen Aufschub,
spatestens aber sechs Monate nach deren Einlangen zu entscheiden. Wird kein Bescheid
innerhalb dieser Frist erlassen, so kann die Partei schriftlich verlangen
(Saumnisbeschwerde), dass die Zustandigkeit zur Entscheidung auf die Oberbehdrde
Ubergeht.

2.1.9 Kosten eines Verfahrens

Jedes Verwaltungsverfahren verursacht Aufwendungen (z.B. Personal- und Sachkosten
der Behdrde sowie der Parteien). Als Grundsatz gilt, dass sowohl die Parteien als auch die
Behorden die bei ihnen entstandenen Kosten selbst zu tragen haben.

Man unterscheidet:

Barauslagen
Kommissionsgebiihren
Bundesverwaltungsabgaben
Stempelgebiihren

Barauslagen
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Unter Barauslagen versteht man Betrdge, die von der Behérde an dritte Personen
tatsachlich bezahlt werden. Dazu zahlen z.B. die Gebuhren flr Sachverstandige und
Dolmetscher.

Kommissionsgebiihren

Werden Amtshandlungen auBerhalb des Amtes vorgenommen, wie etwa ein
Lokalaugenschein, so sind von der Partei an die Behdrde Kommissionsgebiihren zu
bezahlen. Dies ist lediglich ein Beitrag zu den tatsachlichen Aufwendungen, die der
Behdrde erwachsen.

Bundesverwaltungsabgaben

Bundesverwaltungsabgaben sind fiir verliehene Berechtigungen oder sonstige
wesentliche, im Privatinteresse liegende, Amtshandlungen zu entrichten (z.B. Ausstellung
eines Reisepasses oder eines Waffenpasses; Erteilung einer Gewerbekonzession;
Anmeldung eines KFZ). Auch diese stellen nur einen Beitrag zu den tatsachlichen Kosten
der Verwaltungshandlungen dar.

Stempel- und Rechtsgebiihren
Fiir bestimmte Schriften (z.B. Zeugnisse, Eingaben) und flir bestimmte Rechtsgeschafte
(z.B. Mietvertrage, Burgschaften) sind Gebihren nach dem Geblhrengesetz 1975 zu
entrichten.
3.1 Das Ermittlungsverfahren
Wenn ein Bescheid erlassen werden soll, muss vorher grundsatzlich ein
Ermittlungsverfahren  durchgefiihrt werden (Ausnahme siehe Punkt 3.3.3 -
Mandatsbescheid).
Zweck des Ermittlungsverfahrens ist es:

« den Sachverhalt einer Verwaltungssache festzustellen und

e den Parteien Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Rechte und rechtlichen

Interessen zu geben.

3.1.1 Verfahrensbeginn

Der Beginn eines Verwaltungsverfahrens kann wie dargestellt erfolgen:

Beginn des Verfahrens von Amts wegen:
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Es liegt ein Sachverhalt vor, der die Behérde zum amtswegigen Vorgehen berechtigt oder
sogar verpflichtet.

Unter von Amts wegen versteht man folgendes:

Von Amts wegen bedeutet, dass eine Behdrde eine bestimmte Handlung von sich aus
vornimmt/vornehmen muss. Ist eine Behérde flr ein Anbringen nicht zustandig, so
hat sie dieses unverztiglich an die richtige Behérde weiterzuleiten.

Beginn des Verfahrens auf Antrag (Anbringen):

Unter Anbringen versteht man folgendes:

Unter Anbringen von Beteiligten sind Antrége, Gesuche, Anzeigen, Beschwerden und
sonstige Mitteilungen zu verstehen. Beteiligte sind Personen, die die Tatigkeit einer
Behdrde in Anspruch nehmen, oder auf die sich die Handlung der Behdrde bezieht.

Solche Anbringen zielen meist auf die Erlassung eines Bescheides ab. Somit trifft die
Behorde eine Entscheidungspflicht. Ein Anbringen kann auch auf die Erbringung einer
behordlichen Leistung (Ausstellung eines Reisepasses, eines Fihrerscheins ...) gerichtet
sein. Die Verweigerung der beantragten Leistung hat mittels Bescheid zu erfolgen.

Der Gegenstand muss in dem Anbringen enthalten sein. Eine genaue Bestimmung des
Gegenstandes ist wichtig, weil dadurch die Verwaltungssache bestimmt wird.

Fiir Anbringen von Beteiligten besteht weitgehende Formfreiheit (schriftlich, mindlich
oder telefonisch). Ausgenommen Rechtmittel (immer schriftlich).

3.1.2 Mindliche Verhandlung

Die mindliche Verhandlung stellt eine besondere Form der Durchfiihrung des
Ermittlungsverfahrens dar. Einer miindlichen Verhandlung sind alle bekannten Beteiligten
und die erforderlichen Zeugen und Sachverstandigen beizuziehen. Wenn ein Augenschein
damit verbunden ist, soll die Verhandlung womdglich an Ort und Stelle abgehalten
werden (Lokalaugenschein). Uber den Verlauf einer miindlichen Verhandlung ist eine
Niederschrift anzufertigen.

3.1.3 Unterscheidung Parteien/Beteiligte

Einer Person, die durch den Ausgang eines Verwaltungsverfahrens voraussichtlich
betroffen sein wird, wird durch das AVG die Mdglichkeit der Teilnahme an diesem
Verwaltungsverfahren erdffnet. Die Qualitat der Teilnahme ist davon abhangig, ob der
Person die Stellung einer Partei oder nur die eines Beteiligten zuerkannt wird.

Parteien haben einen Rechtsanspruch oder ein rechtliches Interesse an einem Verfahren.
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Beteiligte sind jene Personen, die die Tatigkeit einer Behdrde in Anspruch nehmen oder
auf die sich die Tatigkeit einer Behdrde bezieht. Die beteiligte Person wird nicht in ihren
Rechten bertihrt. Sie besitzt am Ausgang des Verfahrens ein rein faktisches, insbesondere
wirtschaftliches Interesse.

Alle Parteien fallen somit unter den Begriff der Beteiligten, aber nicht alle Beteiligte sind
Parteien. Der groBe Unterschied zur Partei besteht in den fehlenden Verfahrensrechten.
So beschrankt sich die Teilnahme des Beteiligten am Verwaltungsverfahren auf eine
Mitwirkungsmdglichkeit bei der Feststellung des Sachverhaltes, z.B. gesetzliche
Interessensvertretungen.

3.1.4 Grundsatz der freien Beweiswirdigung

Die Behorde ist an keine Beweisregel gebunden. Die Behdrde wiirdigt die Beweise nach
freier Uberzeugung. Das bedeutet, dass alle Beweismittel grundsitzlich gleichwertig sind.
Die Behdrde muss aber in der Entscheidung nachvollziehbar erklaren, welche Bedeutung
sie welchen Beweismitteln zugemessen hat.

3.1.5 Grundsatz der Unbeschranktheit der Beweismittel

Als Beweismittel kann von der Behdrde alles herangezogen werden, was sich zur
Feststellung des Sachverhalts eignet. Mdégliche Beweismittel sind: Urkunden, Zeugen,
Sachverstandigenbeweise, Auskunftspersonen etc.

Unter Urkunde und Zeuge versteht man folgendes:

Eine Urkunde ist eine Gedankenerklarung, die einen bestimmten Tatbestand bzw.
Sachverhalt fixiert und zumeist auch ihren Aussteller erkennen lasst. Offentliche
Urkunden haben im Verwaltungsverfahren volle Beweiskraft.

Beispiele flir Urkunden sind Geburtsurkunden, Heiratsurkunden, Testamente,
Schulzeugnisse oder Kaufvertrage, Patente usw.

Als Zeuge wird eine nattirliche Person bezeichnet, die hinsichtlich eines aufzuklarenden
Sachverhaltes durch eigene Wahrnehmung Angaben zur Sache machen kann.

3.1.6 Verfahrensrechte einer Partei nach dem AVG

Wie oben bereits dargelegt, wird den Parteien durch das AVG die Mdglichkeit der
Teilnahme an einem Verwaltungsverfahren erdffnet. Folgende Rechte stehen den Parteien
zu:

Akteneinsicht

Parteiengehdr

Ablehnung nichtamtlicher Sachverstandiger
Zustellung oder Verkiindigung des Bescheides
Beschwerde

Akteneinsicht
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Die Behorde hat den Parteien Einsicht in die betreffenden Akten zu gestatten. Die
Parteien kénnen sich auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen oder Fotografien von den
Aktenseiten machen. Akten dirfen den Parteien jedoch nicht mitgegeben werden!
Akteneinsicht kann auch Uber das Internet fiir die zur Einsicht bereitgestellten Akten oder
Aktenteile gewahrt werden.

Ausgenommen ist die Akteneinsicht, wenn

« die Einsichtnahme berechtigte Interessen einer anderen Partei oder dritter
Personen schadigen wirde.

« die Aufgabe der Behorde gefahrdet werden wiirde.

o sie den Zweck des Verfahrens beeintrachtigen wirde.

Auch darf niemals in interne Beratungsprotokolle sowie Erledigungsentwiirfe eingesehen
werden!

Parteiengehor

Die Parteien muissen im Rahmen des Ermittlungsverfahrens am Verfahren beteiligt
werden. Die Behdrde hat daher den Parteien Gelegenheit zu geben, alles vorzubringen,
was ihren Standpunkt stiitzt. Die Behdrde hat sich mit diesen Vorbringen
auseinanderzusetzen. Sie ist auch verpflichtet, den Parteien das Ergebnis der
Beweisaufnahme mitzuteilen und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Ablehnung nichtamtlicher Sachverstandiger

Unter Sachverstandiger versteht man folgendes:

Sachverstindige sind Personen, die auf einem Gebiet (ber ein besonderes
Fachwissen verfligen. Sie sind daher geeignet, gewisse Tatsachen zu erheben und
Schlussfolgerungen daraus zu ziehen (z.B. Arzte, Baumeister, Rauchfangkehrer,...).

Die Behorde hat primdar Amtssachverstandige heranzuziehen. Amtssachversténdige
sind Verwaltungsorgane, die zur Erstattung von Gutachten offentlich bestellt sind. Sie
kdnnen, missen aber nicht in einem 6ffentlichen Dienstverhaltnis stehen (z.B. Amtsarzt).

Die Behdrde kann aber ausnahmsweise andere geeignete Personen als Sachverstandige
(nichtamtliche Sachverstiandige) heranziehen, wenn ein amtlicher Sachverstandiger
nicht zur Verfligung steht. Dieser nichtamtliche Sachverstdndige kann von einer Partei
abgelehnt werden, wenn sie Umstdnde glaubhaft macht, die die Fachkunde des
Sachverstandigen in Zweifel stellen. Die Ablehnung ist bis zur Vernehmung des
Sachverstandigen geltend zu machen.

Zustellung und Beschwerde
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Die Themen
e Zustellung oder Verkiindigung des Bescheides
e Rechtsmittel

werden in Kapitel 4 und 6 behandelt.

3.1.7 Niederschrift und Aktenvermerk

Niederschrift

Unter Niederschrift versteht man folgendes:
Eine Niederschrift ist die formgebundene Beurkundung einer Verfahrenshandlung. Sie
kommt unter Mitwirkung der Beteiligten (Unterschrift!) zu Stande. Niederschriften sind
Uber den Inhalt mindlicher Anbringen, Uber die Einvernahme von Zeugen und
Sachverstandigen aufzunehmen.

Aktenvermerk

Unter Aktenvermerk versteht man folgendes:

Der Aktenvermerk dient der Beurkundung von Verfahrenshandlungen. Er
unterscheidet sich von der Niederschrift durch eine geringere Férmlichkeit und vor
allem dadurch, dass er ohne Unterschrift der Beteiligten zustande kommt.
Unterschrieben wird der Aktenvermerk nur vom Amtsorgan.

3.2 Erledigung
Unter Erledigung versteht man folgendes:
Unter einer ,Erledigung" ist jener Akt zu verstehen, mit dem ein Verwaltungsorgan
eine ihm gestellte Aufgabe erfiillt. Inhalt einer Erledigung kann vielerlei sein:
« das Erfiillen eines Auskunftsbegehrens
» die Erlassung eines Bescheides
In der Regel ergehen Erledigungen in schriftlicher Form.
3.2.1 Schriftliche Erledigungen
Schriftliche Erledigungen (,,Urschriften®) sind vom Genehmigungsberechtigten mit seiner

Unterschrift zu genehmigen. Wurde die Erledigung elektronisch erstellt, so kann an die
Stelle der Unterschrift ein gesetzlich genau geregeltes elektronisches Verfahren treten.
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3.2.2 Ausfertigungen

Unter Ausfertigung versteht man folgendes:

Eine Ausfertigung ist eine schriftliche Ausfiihrung einer behérdlichen Entscheidung,
die nach auBen geht.

Die Ausfertigung muss folgende Merkmale aufweisen:
1. Bezeichnung der genehmigenden Behorde,
2. Datum der Genehmigung,
3. Namen des Genehmigenden und
4. Amtssignatur

Fehlt die Behdrdenbezeichnung oder der Name des Genehmigenden ist der Akt absolut
nichtig!

Unter Nichtigkeit versteht man folgendes:

Nichtigkeit heiBt, dass der Akt einen so schweren Mangel aufweist, dass er nicht
wirksam werden kann.

3.2.3 Erflllung eines Antrages ohne Erlassung eines als Bescheid bezeichneten Aktes

Es kann auch einem Antrag stattgegeben werden, ohne dass ein Bescheid erlassen
werden muss. (z.B. Ausstellung eines Reisepasses oder eines Staatsbiirger-
schaftsnachweises).

In diesen Fallen ist ein Bescheid nur dann erforderlich, wenn der Antrag aufgrund
fehlender Voraussetzungen abzulehnen ist.

3.2.4 Einstellung

Unter Einstellung versteht man folgendes:

Die Einstellung ist die Beendigung eines Verwaltungsverfahrens ohne Erlassung eines
Aktes, der nach auBen in Erscheinung tritt.

Folgende Falle der Einstellung sind zu unterscheiden:

e Ein Verfahren, das auf Antrag eingeleitet wurde, wird eingestellt, wenn die Partei
ihren Antrag zuriickzieht. Auch wenn die Partei stirbt und fir die Erben die
Parteistellung nicht in Frage kommt, wird das Verfahren eingestellt.

o Ein Verfahren, das von Amts wegen eingeleitet worden ist, wird eingestellt, wenn
sich herausstellt, dass kein Anlass zu weiterer behdrdlicher Tatigkeit besteht. Auch
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wird das Verfahren eingestellt, wenn sich ergibt, dass niemand Anspruch auf
Erlassung eines Bescheides hat.

3.3 Bescheid

3.3.1 Welche Inhalte missen Bescheide aufweisen?

Insgesamt miissen Bescheide 7 verschiedene Inhalte aufweisen.

Bezeichnung der Behdrde, die ihn erlassen hat
ausdrickliche Bezeichnung als Bescheid
Spruch

Begriindung

Rechtsmittelbelehrung

Datum

Unterschrift

Die einzelnen Inhalte werden nun im Detail beschrieben:

. Bezeichnung der Behorde, die ihn erlassen hat

Fir die Partei muss erkennbar sein, von welcher Behdrde der Bescheid erlassen
wird.
Fehlt die Nennung der Behdrde, liegt KEIN Bescheid vor.

Ausdriickliche Bezeichnung als Bescheid

Die Bezeichnung dient der Rechtssicherheit.
Die Partei kann somit klar erkennen, dass es sich um einen Bescheid handelt.

Spruch

Der Spruch ist wesentlicher Bestandteil eines Bescheides.
Im Spruch wird die Verwaltungsangelegenheit entschieden.

Nur die Anordnungen, die in dem Spruch aufgenommen werden, entfalten
Rechtswirkungen (d.h. die Anordnungen sind fiir die Parteien verbindlich).

Nur die Anordnungen kénnen behdrdlich durchgesetzt werden.

Nur der Inhalt des Spruchs kann rechtskraftig werden, d.h. nur dieser Teil kann
nicht mehr aufgehoben oder abgeandert werden.

Im Spruch sind weiters folgende Inhalte festzuhalten:

4.

Die gesetzlichen Bestimmungen, die der Entscheidung zugrunde liegen (Anfiihrung
der Gesetzesstellen: z.B. § 2 AVG).

Kosten

Fristen flr eine Leistungserbringung (z.B. bis wann der Abriss eines Hauses zu
erfolgen hat).

Ausschluss der aufschiebenden Wirkung einer Berufung.

Begriindung
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o Jeder Bescheid ist zu begriinden.
« Ausnahmsweise entfdllt die Begriindung, wenn die Behdrde zur Ganze im Sinne
des Antrages der Partei entschieden hat.

In der Begriindung sind klar und Ubersichtlich zusammenzufassen:

o die Ermittlungsergebnisse = der ermittelte Sachverhalt (z.B. Darlegung des
Gesundheitszustandes des Beamten im Ruhestandsversetzungsverfahren),

« die Uberlegungen zur Beweiswiirdigung (z.5. Darlegung der Griinde, warum die
Behorde dem Zeugen X und nicht dem Zeugen Z geglaubt hat),

o die Beurteilung der Rechtsfrage (es muss erkiart werden, warum die im Spruch
genannte Gesetzesbestimmung anwendbar ist).

5. Rechtsmittelbelehrung
Hier ist anzugeben,

» ob gegen den Bescheid ein Rechtsmittel (z.B. Berufung) zulassig ist,
e innerhalb welcher Frist und
o bei welcher Behdrde es einzubringen ist.

6. Datum

e Durch Anfilhrung des Datums soll nachvollziehbar sein, wann die Entscheidung
von der Behorde getroffen wurde.

e« Fir den Beginn der Rechtsmittelfrist ist aber der Zeitpunkt der Zustellung
wesentlich und nicht das Datum!

7. Unterschrift

» Bescheide haben die Unterschrift und die leserliche Beifiigung des Namens von
demjenigen zu enthalten, der die Erledigung genehmigt hat.

e Es kann aber auch eine Beglaubigung durch die Kanzlei erfolgen oder eine
Beurkundung auf elektronischer Weise.
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So ein Bescheid kann beispielsweise folgendermalien aussehen:

@ Musterbundesministerium fr Musterbeispiele

Strae: MusterstralRe 23

Ort:1050 Wien

Tel.: 01/123456789

Fax.: 01/123456789-0

e-mail: musterbundesministerium@mbm.at

Datum: 12.07.20..

Bearbeiter: Hans Gliick
Herr Mustermann
Beispielstrale 18

2340 Musterstadt

Betreff: Gewerbebehdrdliche Betriebsanlagengenehmigung

BESCHEID @
Spruch:

Uber den Antrag von Herrn Mustermann vom 25.09.20.., eingelangt am 26.09.20.., gem. § 74 iVm § 353
GewO auf Erteilung der behdrdlichen Betriebsanlagengenehmigung ergeht folgender Spruch:
Auf Basis des Antrages wird festgestellt, dass die Anlage keine Geféhrdungen oder unzumutbaren
Belastigungen iSd § 74 Abs. 2 GewO mit sich bringt. Dieser Bescheid gilt gem. § 359b Abs. 1 GewO als
Genehmigungsbescheid. Art und Umfang der Betriebsanlage: [...]
Auflagen: 1. Die Fenster sind wéhrend der Betriebszeiten des Lokals standig geschlossen zu halten.

2. Die Musikanlage ist mit einem elektronischen Leistungsbegrenzer auszustatten.

3. Uber den vier Ausgangen ist jeweils ein Notbeleuchtungskdrper anzubringen.
Rechtsgrundlagen: 88 77, 359 Abs. 1 GewO

Begrindung: ’
Aufgrund des durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens steht folgender Sachverhalt fest: [...]

Die Behorde hat Beweis erhoben durch die Einreichunterlagen, Schreiben des Hubert Nachbar vom
13.10.20.., Ortsaugenschein vom 19.10.20.., Gutachten eines immissionstechnischen Sachverstandigen.
Rechtlich folgt: Gem. 8 359b GewO hat die Behorde das sog. vereinfachte Verfahren durchzufuhren,
wenn sich aus dem Genehmigungsansuchen ergibt [...]. Herr Hubert Nachbar hat von seinem
Anhorungsrecht als Nachbar fristgerecht Gebrauch gemacht [...].

Rechtsmittelbelehrung:

Es besteht das Recht, gegen diesen Bescheid Beschwerde einzulegen. Damit die Berufung inhaltlich
bearbeitet werden kann, muss sie binnen zwei Wochen schriftlich, telegrafisch, mit Telefax bei dem
Bundesministerium fiir Musterbeispiele eingebracht werden.

Der Abteilungsleiter der Abteilung 1V/2
Dr. Hans Gliick

@
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3.3.2 Rechtskraft (Unabanderlichkeit des Bescheides)

Formelle Rechtskraft = Unanfechtbarkeit

Formell rechtskraftig ist ein Bescheid, wenn er mit ordentlichen Rechtsmitteln (z.B.
Berufung) nicht mehr angefochten werden kann. Die formelle Rechtskraft beginnt daher
mit

o der Erlassung eines Bescheides der hdchsten Instanz, oder

e mit ungenitztem Verstreichen der Rechtmittelfrist, oder auch

o bei einem ausdrtcklichen Rechtsmittelverzicht.

Materielle Rechtskraft = Unwiderrufbarkeit

Die materielle Rechtskraft bewirkt, dass der Bescheid von der Behdrde grundsatzlich nicht
mehr aufgehoben werden kann. Die Behdrde ist also an ihren Bescheid gebunden.

Der Sinn dieser Rechtskraftregelung ist in der Rechtssicherheit und
Rechtsbestandigkeit begriindet. Eine einmal durch einen Bescheid geschaffene Rechtslage

soll nicht von der Behdrde, aber auch nicht von den Parteien, auf Wunsch gedndert
werden kénnen.

3.3.3 Mandatsbescheid

Grundsatzlich darf ein Bescheid nur nach Durchfiihrung eines Ermittlungsverfahrens
erlassen werden.

Eine Ausnahme ist der Mandatsbescheid.
Ein Mandatsbescheid (also ein Bescheid ohne vorangegangenem Ermittlungsverfahren)

darf nur dann erlassen werden, wenn

« es sich um die Vorschreibung von Geldleistungen nach einem ,l.,;\:;“"*j;\?{}{‘
gesetzlichen oder tarifmaBigen MaBstab handelt (z.B. WO
Kanalgebihren). b

+ Kommissionsgebiihren (=flir Amtshandlungen der Behérden auBerhalb des
Amtes) und Verwaltungsabgaben (=fiir die Verleihung von Berechtigungen),
deren Hohe tarifmaBig festgesetzt wird.

e es sich um unaufschiebbare MaBnahmen bei Gefahr im Verzug handelt.
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3.3.4 Zustellung oder Verkiindigung des Bescheides

Erst wenn der Bescheid erlassen wurde, erlangt er rechtliche Wirkung. Ein Bescheid kann
schriftlich oder mindlich erlassen werden. Manche Gesetze sehen eine schriftliche
Erlassung vor.

o Ein schriftlicher Bescheid ist durch rechtswirksam erfolgte Zustellung bzw.
Aushandigung an den Adressaten erlassen.

+ Miindlich wird ein Bescheid durch Verkindigung erlassen. Der miundliche
Bescheid wird z.B. am Ende einer mindlichen Verhandlung verkiindet
(=Beginn der Rechtsmittelfrist).

« Die Parteien missen jedoch bei der mindlichen Verkiindigung ausdricklich
darauf hingewiesen werden, dass es sich um eine Bescheidverkiindigung
handelt.

» Die Parteien kdnnen binnen drei Tagen eine schriftliche Ausfertigung des
mundlich verkiindeten Bescheides verlangen. Die Rechtsmittelfrist beginnt dann
mit Zustellung des Bescheides neu zu laufen.

4. Zustellung
Die Vorschriften lber die Zustellung befinden sich im Zustellgesetz.
4.1 Postalische Zustellung
o Die Abgabestelle legt fest, wo dem Empfanger eine behdrdliche Sendung
zugestellt werden kann (der Wohnort des Empfangers, eine sonstige Unterkunft

des Empfangers (=Kaserne, Anstalt, ...) oder der Arbeitsplatz des Empfangers).

4.1.1 Zustellung ohne Zustellnachweis

Das Schriftstiick ist zugestellt, wenn der Empfanger selbst an der Abgabestelle
angetroffen wurde oder es einfach im Briefkasten zuriickgelassen wurde.

4.1.2 Zustellung mit Zustellnachweis

Verwaltungsakademie des Bundes 2020



~

Verwaltungsverfahren

Rsa-Brief = Zustellung zu eigenen Handen (blaues Kuvert)

« Es darf nur an den Bescheidadressaten zugestellt werden!

« Ist der Bescheidadressat an der Abgabestelle nicht erreichbar,
so ist das Schriftstiick beim zustandigen Postamt zu
hinterlegen.

Rsb-Brief = Ersatzzustellung (wei3es Kuvert)

« Die Erledigung kann auch von einer anderen Person als vom .. um
Bescheidadressaten angenommen werden.
» Ersatzempfanger kann sein: e
o eine erwachsene Personen, die mit dem Empfanger im |
gemeinsamen Haushalt wohnt il
o Arbeitgeber oder Arbeitnehmer (Kollege)

Hinterlegung

« Wenn das Schriftstlick weder dem Empfanger noch dem Ersatzempfanger zugestellt
werden kann, ist das Schriftstlick beim zustandigen Postamt zu hinterlegen.

« Der Empfanger ist von der Hinterlegung zu verstandigen (gelber Beleg).

« Diese Hinterlegungsanzeige ist in den Briefkasten einzuwerfen oder an der
Abgabestelle zu hinterlassen.

« Das hinterlegte Schriftstlick gilt mit dem ersten Tag der Abholfrist als zugestellt.

» Das Schriftstlick ist fir mindestens zwei Wochen zur Abholung bereit zu halten,
dann wird es der Behorde retourniert.

4.2 Offentliche Bekanntmachung

Unter offentlicher Bekanntmachung versteht man folgendes:
Unter offentlicher Bekanntmachung ist der Anschlag an der Amtstafel, dass ein
zuzustellendes Schriftstlick bei der Behorde liegt, zu verstehen. Dies ist mdglich, wenn

die Abgabestelle (=Wohnung, Arbeitsstelle ...) des Empfangers unbekannt ist. Die
Zustellung ist bewirkt, wenn seit dem Anschlag zwei Wochen verstrichen sind.

4.3 Elektronische Zustellung

Die elektronische Zustellung erfolgt unter Zuhilfenahme eines ,Elektronischen
Zustelldienstes”. Die elektronische Zustellung von behérdlichen Schriftstlicken ist nur
moglich, wenn der Adressat einen Vertrag mit einem ,Elektronischen Zustelldienst®
geschlossen hat. Der Abschluss einer solchen Vereinbarung ist freiwillig.
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Zur Anmeldung bei der elektronischen Zustellung wird eine Blirgerkarte benétigt. Sobald
die Anmeldung zur elektronischen Zustellung erfolgreich war, werden Schriftstlicke von
Behorden elektronisch (per E-Mail) zugestellt.

4.3.1 Elektronische Zustellung mit Zustellnachweis

Die elektronische Zustellung sieht so aus:

3
‘:'z—g—;)‘._g
—

= (1) ()

;& “_:_____(Eta — o (

o 1. Die Behorde uUbermittelt das zuzustellende Dokument dem ,Elektronischen
Zustelldienst", welcher das Dokument elektronisch bereithalt.

o 2. Der ,Elektronische Zustelldienst® verstandigt den Adressaten, dass ein
behdrdliches Dokument fiir ihn zur elektronischen Abholung bereitliegt.

o Die Verstandigung muss innerhalb von 2 Tagen gelesen werden.

o Wird sie nicht innerhalb von 2 Tagen gelesen, wird die Verstandigung
wiederholt versendet.

o Wenn innerhalb der nachsten 24 Stunden die Verstandigung wieder nicht
gelesen wird gibt es 2 Mdglichkeiten:
a. Hat der Adressat auch eine postalische Adresse bekanntgegeben, so
wird die Verstandigung zusatzlich noch auf dem Postweg versendet.
b. Hat der Adressat keine postalische Adresse bekanntgegeben, so
erfolgt keine weitere Verstandigung.

o 3. Das Dokument kann nur vom Adressaten abgeholt werden. Dieser muss sich
mittels Burgerkarte ausweisen und die Abholung elektronisch signieren.

Die Abholung und der Zeitpunkt der Abholung werden durch die elektronische
Signatur nachgewiesen. Vom ,Elektronischen Zustelldienst® wird dieser
Zustellnachweis protokolliert und der Behdrde weitergeleitet.

e 4. Zugestellt (=Zustellzeitpunkt) ist das behoérdliche Schriftstiick spatestens mit dem
Zeitpunkt der Abholung.

4.3.2 Elektronische Zustellung ohne Zustellnachweis

Fir die elektronische Zustellung ohne Zustellnachweis gelten — grob gesagt — die oben
angefiihrten Regelungen. Es entfallt jedoch die postalische Verstandigung des Adressaten.
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5. Fristen
5.1 Der Beginn des Fristenlaufs

Bei der Berechnung von Fristen, die nach Tagen bestimmt sind, ist der Tag, an dem das
fristauslésende Ereignis eingetreten ist, nicht mitzurechnen.

Fristen, die nhach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmt sind, beginnen mit dem
Tag des fristauslésenden Ereignisses zu laufen.

Beispiel I:

Fiir die Behebung eines Formmangels ist eine Frist von 2 Wochen gesetzt. Der Tag
der Zustellung ist der 09.09.20.. . Der Tag der Zustellung ist der erste Tag des
Fristenlaufs. Die Frist endet am 22.09.20.. .

Beispiel 2:

Fiir die Behebung eines Formmangels ist eine Frist von 14 Tagen gesetzt. Der Tag der

Zustellung ist der 09.09.20.. . Der Tag nach der Zustellung ist der erste Tag des
Fristenlaufs. Die Frist endet am 23.09.20.. .

Der Beginn wie auch der Lauf einer Frist wird durch Sonn- oder Feiertage nicht
behindert.

5.2 Das Ende einer Frist

Nach Tagen zu berechnende Fristen enden mit Ablauf des letzten Tages der Frist.

Beispiel:

Eine Frist betragt 4 Tage. Fristauslésendes Ereignis war Montag, der 7. 8. 20.. (=1. Tag
der Abholfrist bei Hinterlegung). Die Frist beginnt am 8. 8. 20.. zu laufen, sie endet am
11. 8. 20.. um 24.00 Uhr.

Eine Frist, die nach Wochen zu berechnen ist, endet mit Ablauf des letzten Tages, der
den gleichen Namen hat wie der Tag, an dem die Frist zu laufen begonnen hat.

Beispiel:

Eine Frist betragt drei Wochen. Ihr Beginn fallt auf Dienstag, den 6. 6.20.. . Sie endet
mit Ablauf des Dienstag, 27. 6. 20.. .
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Eine Frist, die nach Monaten zu berechnen ist, endet mit Ablauf des Tages, der die
gleiche Zahl tragt wie der Tag des Fristbeginnes.

Beispiel:
Eine Frist von zwei Monaten, die am 2. Janner 20.. begonnen hat, endet mit Ablauf des
2. Marz 20.. .

Eine Frist, die nach Jahren zu berechnen ist, endet mit Ablauf des Tages, der die gleiche
Tageszahl und Monatsbezeichnung tragt wie der Tag des Fristbeginns.

Beispiel:
Es endet eine zweijahrige Frist, die am 2. 1. 20.. begonnen hat, mit Ablauf des 2. 1.

20.. des darauffolgenden Jahres.

Die Dauer der Postbeférderung wird in die Frist nicht eingerechnet. Ein Schriftstlick gilt
also dann als fristgerecht eingebracht, wenn es am letzten Tag der Frist zur Post gegeben
worden ist.

5.3 Hemmung

Fallt das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag, gesetzlichen Feiertag oder den
Karfreitag, so ist der nachste Werktag als letzter Tag der Frist anzusehen (=Hemmung
des Fristenlaufs).

5.4 Unterbrechung

Bei einer Fristunterbrechung beginnt die Frist nach Wegfall des Unterbrechungsgrundes
neu zu laufen.

Beispiel:
Der Bescheid wird am 20.08.20.. erlassen. Er sieht einen Abriss des Gebadudes bis
20.10.20.. vor (Frist = 2 Monate). Mitte September 20.. wird die Frist unterbrochen.

Am 10.10.20.. fallt der Unterbrechungsgrund weg. Die Frist beginnt somit am
10.10.20.. neu zu laufen. Das Gebdaude muss bis 10.12.20.. abgerissen werden.

6. Rechtsmittel
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6.1 Beschwerde
Das ordentliche Rechtsmittel gegen Bescheide ist die Beschwerde.

Unter Beschwerde versteht man folgendes:

Unter Beschwerde versteht man den schriftlichen Antrag einer Partei, um die
Uberprifung eines Aktes einer Behorde zu begehren.

Die Beschwerdefrist betragt vier Wochen, gerechnet ab der Erlassung des Bescheides.
Die Berufung muss spatestens am letzten Tag dieser Frist bei der Behdrde eingebracht
oder zur Post gegeben worden sein.

Sie ist bei jener Behdrde einzubringen, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat.
Diese hat sodann die Beschwerde samt dem dazugehérigen Behdrdenakt der
Beschwerdebehorde zur Entscheidung vorzulegen.

Die Beschwerde muss schriftlich eingebracht werden, eine miindliche Berufung ist
unzulassig.

Die Beschwerde muss folgende Inhalte aufweisen:

Beschwerdeerklarung

Die Beschwerde hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet (z.B.
Geschaftszahl, Nennung der bescheiderlassenden Behdrde).

Beschwerdebegriindung

Die Beschwerde muss enthalten, aus welchen Grinden der Beschwerdewerber den
Bescheid fir falsch halt (z.B. auf den Sachverhalt wurde eine falsche
Gesetzesbestimmung angewandt, die Beweiswiirdigung war falsch, ...).
Beschwerdeantrag

Der Beschwerde muss entnommen werden kénnen, was die Partei will (z.B. Aufhebung

oder Abdnderung des Bescheides).

Fiir die Beschwerdebehérde ergeben sich folgende Entscheidungsmdglichkeiten:
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Die Beschwerde wird zuriickgewiesen, wenn sie entweder verspatet eingebracht
wurde oder wenn eines der Elemente der Beschwerde fehlt.

Die Beschwerde wird abgewiesen, wenn die Beschwerdebehdrde zu demselben
Ergebnis kommt wie die Unterbehérde, d.h. der Spruch der Unterbehdrde wird
bestatigt.

Der Beschwerde wird stattgegeben, wenn die Beschwerdebehdrde der Ansicht ist,
dass die Unterbehdrde in der rechtlichen Beurteilung nicht richtig entschieden hat. Das
heiBt, dass die Beschwerdebehorde in der Sache eine neue Entscheidung trifft.

6.2 Vorstellung

Die Vorstellung ist das Rechtsmittel gegen Mandatsbescheide. Wenn eine Partei
innerhalb von 2 Wochen ab Zustellung des Mandatsbescheides Einspruch erhebt, so hat
die Behodrde, die den Mandatsbescheid erlassen hat, innerhalb von weiteren 2 Wochen
das Ermittlungsverfahren einzuleiten. Leitet die Behdrde kein Ermittlungsverfahren ein, so
tritt der Mandatsbescheid auBer Kraft.

6.3 Wiederaufnahme des Verfahrens

Unter Wiederaufnahme versteht man folgendes:

Die Wiederaufnahme ist ein Rechtsbehelf der Partei, um ein bereits abgeschlossenes
Verfahren neuerlich durchzufiihren.

Ein Verfahren ist abgeschlossen, wenn gegen den Bescheid keine Beschwerde mehr
moglich ist. Man spricht dann von einem ,rechtskraftigen Bescheid". Eine
Wiederaufnahme des Verfahrens ist nur ausnahmsweise maglich.
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Eine Wiederaufnahme des Verfahrens ist mdglich, wenn der Bescheid
e durch Falschung einer Urkunde oder
« durch ein falsches Zeugnis herbeigeftihrt, oder
» sonst wie erschlichen
wurde. D.h. wenn ein Sachverhalt auftritt, der vorher nicht bekannt war.

6.4 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

Unter Wiedereinsetzung in den vorigen Stand versteht man folgendes:

Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ein Rechtsbehelf der
Partei, um die Rechtsfolgen einer unverschuldeten Saumnis zu beseitigen.

Durch die Bewilligung der Wiedereinsetzung tritt das Verfahren in die Lage zuriick, in der
es sich vor dem Eintritt der Sdumnis befunden hat. Die Partei hat die Mdglichkeit, die
versaumte Prozesshandlung nachzuholen.

6.5. Verwaltungsgerichte

Die Leistungen der Verwaltungsgerichte kdnnen dann in Anspruch genommen werden,
wenn es eine Beschwerde gegen

« einen Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit, dann spricht
man von einer Bescheidbeschwerde;

« einen Akt unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt
wegen Rechtswidrigkeit, die sogenannte MaBnahmenbeschwerde;

« die Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehérde, die
sogenannte Saumnisbeschwerde oder
e eine Weisung, dann liegt eine Weisungsbeschwerde vor (gilt im Schulrecht),

fihren mochte. Es besteht keine Anwaltspflicht.
6.6 AuBerordentliches Rechtsmittel

Grundsatzlich ist ein Verwaltungsverfahren mit der Erlassung eines Bescheides fiir die
Behorde durchzufiihren. Bei letztinstanzlichen Bescheiden, wo es das Rechtsmittel der
Berufung nicht gibt, haben die Parteien die Mdglichkeit, Beschwerden an den
Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Das Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof
entspricht grundsatzlich den Vorschriften im AVG. Fir die Beschwerdefiihrung ist der
Beistand eines Rechtsanwaltes notwendig.

Man spricht hier von einem auBerordentlichen Rechtsmittel, da es im Rahmen eines

Verfahrens im Instanzenzug keine weitere ordentliche Vorgangsmdglichkeit gegen eine
behdrdliche Entscheidung gibt.
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Ubersicht der Abkiirzungen

Die wichtigsten Abkirzungen sind hier noch einmal lbersichtlich dargestellt:

Kapitel 6

Abkiirzung Bezeichnung

AVG Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz

EGVG EinfUhrungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen
Rsa Brief  Riickscheinbrief blau

Rsb Brief  Riickscheinbrief wei

VStG Verwaltungsstrafgesetz

VVG Verwaltungsvollstreckungsgesetz
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Kapitel 6

Begriff

Erklarung

Aktenvermerk

Anbringen

Arbitrare Ordnung

Ausfertigung

Beschwerde

Beweislast

Einstellung

Erledigung

Gefahr im Verzug

Der  Aktenvermerk dient der Beurkundung von
Verfahrenshandlungen. Er unterscheidet sich von der
Niederschrift durch eine geringere Férmlichkeit und vor allem
dadurch, dass er ohne Unterschrift der Beteiligten zustande
kommt.

Unter Anbringen von Beteiligten sind Antrdge, Gesuche,
Anzeigen, Beschwerden und sonstige Mitteilungen zu
verstehen.

Arbitrare Ordnung heiBt, dass die Behdrde den Gang des
Verfahrens bestimmt. Sie ist ,Herrin des Verfahrens".

Eine Ausfertigung ist eine schriftliche Ausfiihrung einer
behordlichen Entscheidung, die nach auBen geht.

Unter Beschwerde verstent man den schriftlichen Antrag
einer Partei, um die Uberpriifung eines Aktes einer Behoérde
zu begehren.

Die Beweislast legt fest, welche Partei fiir das Vorbringen von
Beweisen verantwortlich ist.

Die Einstellung ist die Beendigung eines
Verwaltungsverfahrens ohne Erlassung eines Aktes, der nach
auBen in Erscheinung tritt.

Unter einer ,Erledigung" ist jener Akt zu verstehen, mit dem
ein Verwaltungsorgan eine ihm gestellte Aufgabe erfiillt.

Gefahr im Verzug liegt dann vor, wenn eine Bedrohung
gegen Leib und Leben vorliegt, ein Nichthandeln das
Verfahren gefdhrdet, oder z.B. irreparable Schaden gegen
die Umwelt entstehen etc., die ein sofortiges Handeln der
Behorde erfordern.
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Kapitel 6

Hoheitsverwaltung

Instanz

Manuduktionspflicht

Nichtigkeit

Niederschrift

Offentliche
Bekanntmachung

Privatwirtschafts-
verwaltung

Sachliche
Zustandigkeit

Die Hoheitsverwaltung ist der Teil der offentlichen
Verwaltung, der mit hoheitlichen Mitteln vorgeht.
Hoheitsverwaltung liegt dann vor, wenn Verwaltungsorgane
berechtigt sind, Rechtsakte ohne Zustimmung der
Betroffenen zu setzen.

Die Instanz (=Rechtszug) ist ein Verfahrensabschnitt vor
einem bestimmten Gericht bzw. einer bestimmten Behérde.
In einem Verfahren ist in der Regel ein mehrstufiger
Instanzenzug eroffnet. Instanzenzug ist also die Mdglichkeit
einer Uberpriifung der getroffenen Entscheidung durch ein
Gericht bzw. einer Behérde hdherer Instanz.

Manuduktionspflicht heit, dass Behdrden jene Personen, die
nicht durch berufsmaBige Parteienvertreter (z.B. Anwalte)
vertreten sind, im Verfahren ,an der Hand fiihren mussen".
So haben Behdrden jenen Personen nétige Anleitungen (in
der Regel mindlich oder telefonisch) zur Vornahme ihrer
Verfahrenshandlungen zu geben.

Nichtigkeit heiBt, dass der Akt einen so schweren Mangel
aufweist, dass er nicht wirksam werden kann.

Eine Niederschrift ist die formgebundene Beurkundung einer
Verfahrenshandlung. Sie kommt unter Mitwirkung der
Beteiligten (Unterschrift!) zu Stande.

Unter offentlicher Bekanntmachung ist der Anschlag an der
Amtstafel, dass ein zuzustellendes Schriftstlick bei der
Behorde liegt, zu verstehen. Dies ist moglich, wenn die
Abgabestelle (=Wohnung, Arbeitsstelle ...) des Empfangers
unbekannt ist. Die Zustellung ist bewirkt, wenn seit dem
Anschlag zwei Wochen verstrichen sind.

Von Privatwirtschaftsverwaltung wird gesprochen, wenn der
Staat wie ein Privater handelt. Die Grundlage fiir das
Handeln des Staates ist der Vertrag.

Unter sachlicher Zustandigkeit versteht man den
Aufgabenbereich einer Behdrde, d.h. den Bereich der
Aufgaben, den eine Behorde zu erledigen hat.
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Kapitel 6

Sachverstandige

Urkunde

Von Amts wegen

Wiederaufnahme

Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand

Zeuge

Zustandigkeit

Sachverstandige sind Personen, die auf einem Gebiet Uber
ein besonderes Fachwissen verfiigen. Sie sind daher
geeignet, gewisse  Tatsachen zu erheben und
Schlussfolgerungen daraus zu ziehen (z.B. Arzte, Baumeister,
Rauchfangkehrer,...).

Eine Urkunde ist eine Gedankenerklarung, die einen
bestimmten Tatbestand bzw. Sachverhalt fixiert und zumeist
auch ihren Aussteller erkennen lasst. Offentliche Urkunden
machen im Verwaltungsverfahren volle Beweiskraft. Beispiele
fur Urkunden sind Geburtsurkunden, Heiratsurkunden,
Testamente, Schulzeugnisse oder Kaufvertrage, Patente usw.

Von Amts wegen bedeutet, dass eine Behdrde eine
bestimmte Handlung von sich aus vornimmt/vornehmen
muss.

Die Wiederaufnahme ist ein Rechtsbehelf der Partei, um ein
bereits abgeschlossenes Verfahren neuerlich durchzufiihren.

Der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ein
Rechtsbehelf der Partei, um die Rechtsfolgen einer
unverschuldeten Saumnis zu beseitigen.

Als Zeuge wird eine natirliche Person bezeichnet, die
hinsichtlich eines aufzuklarenden Sachverhaltes durch eigene
Wahrnehmung Angaben zur Sache machen kann.

Die Zustandigkeit legt fest, welche Behdrde im Einzelfall
rechtlich zu hoheitlichem Handeln ermachtigt und verpflichtet
ist.
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Wissensfragen

U

0 o N O

10

14.

15

Welche gesetzlichen Grundlagen gibt es flir Verwaltungsverfahren? Nenne und
beschreibe sie.

Worin unterscheidet sich die Hoheitsverwaltung von der
Privatwirtschaftsverwaltung? Nenne jeweils ein Beispiel wann von
Hoheitsverwaltung gesprochen wird bzw. wann von Privatwirtschaftsverwaltung
gesprochen wird.

Welche zwei Moglichkeiten gibt es fiir den Beginn von Verwaltungsverfahren?
Nenne und beschreibe sie.

Worin unterscheidet sich die Partei von den Beteiligten?

Welche Grundsatze sind im Ermittlungsverfahren zu beachten? Nenne und
beschreibe sie.

Welche Merkmale muss eine Ausfertigung aufweisen? Nenne und beschreibe sie.
Welche Erfordernisse muss ein Bescheid aufweisen?

Wann kann von materieller Rechtskraft gesprochen werden?

Was versteht man unter einem Mandatbescheid und wann darf dieser erlassen

werden?

. Welche Verfahrensrechte hat eine Partei nach dem AVG? Nenne und beschreibe sie.
11.
12.
13.

Welche Inhalte muss eine Beschwerde aufweisen? Nenne und beschreibe sie.

Was ist unter einer SGumnisbeschwerde zu verstehen?

Welche Maglichkeiten fiir die Zustellung einer behérdlichen Sendung gibt es? Nenne
und beschreibe sie.

Wer darf einen Rsa-Brief entgegennehmen?

. Wer darf einen Rsb-Brief entgegennehmen?
16.
17.
18.

Wie erfolgt eine elektronische Zustellung?
Was ist bei der Berechnung von Fristen zu beachten?

Welche Aufgaben haben die Verwaltungsgerichte?
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Arbeitsaufgaben

Zum Schluss brauchte ich jetzt noch eure Unterstiitzung bei der Bearbeitung der

folgenden Aufgaben.
e L . : , , ,
- 1. Am 26.03.20.. wird ein Bescheid erlassen. Er sieht einen Abriss des Gebaudes
-n'* innerhalb von 4 Monaten vor. Vom 23.04.20.. bis 05.05.20.. wird die Frist

unterbrochen.

Bis zu welchem genauen Tag muss das Gebdude spatestens abgerissen werden?
Begriinde deine Entscheidung.

2. Im Zuge des Ermittlungsverfahrens soll auch eine miindliche Verhandlung
stattfinden. Herr Huber wird zu der Verhandlung als Partei geladen. Auf dem Weg
zur Verhandlung passiert ihm ein folgenschwerer Autounfall. Der Unfall wird durch
einen LKW-Lenker verschuldet.

Herr Huber kommt zu spat zur Verhandlung. Auch wurde in dieser Verhandlung
bereits der Bescheid verkiindet.

Was kann Herr Huber gegen diesen Bescheid unternehmen?
Begriinde deine Entscheidung.
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3. Enthalt der vorliegende Bescheid alle notwendigen Inhalte?
Begriinde deine Antwort.

Musterstudienbeihilfenbehdrde flr Musterbeispiele

Strae: MusterstralRe 23

Ort:1050 Wien

Tel.: 01/123456789

Fax.: 01/123456789-0

e-mail: musterbundesministerium@mbm.at
Bearbeiter: Dorothea Fritz

Herr Wilfried
Beispielstrale 18
2340 Musterstadt

BESCHEID

Spruch:
Die Studienbeihilfenbehorde hat auf Grund Ihres Antrages vom 20.September 20.. entschieden, dass die

monatliche Studienbeihilfe EUR 100,00 betragt. Die Uberweisung erfolgt auf das Konto bei der Bank
Muster. Der Bewilligungszeitraum endet mit Ablauf des August 20... Fiir die Zeit danach wird Thr
Anspruch automatisch, also ohne Ihr Zutun, neu beurteilt, wenn Ihr Anspruch nicht zwischenzeitlich
erloschen ist.

Rechtsgrundlagen: 88 6-12 Studienforderungsgesetz

Begriindung:
Gunstiger Studienerfolg und soziale Bedirftigkeit sind Voraussetzungen flr die Gewahrung einer

Studienbeihilfe. Sie erfullen beide Voraussetzungen. Die Ermittlung des Einkommens, der
Bemessungsgrundlage und der Hohe der Studienbeihilfe kdnnen Sie dem Anhang entnehmen. Dort
finden Sie auch einen Hinweis, wie lange Sie voraussichtlich noch Anspruch auf Studienbeihilfe haben.

Der Abteilungsleiter der Abteilung 1V/2
Frau Dorothea Fritz

Verwaltungsakademie des Bundes 2020



mailto:musterbundesministerium@mbm.at

	1.1 Einführungsgesetz zu den Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG)
	1.2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG)
	1.3 Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VVG)
	1.4 Verwaltungsstrafgesetz (VStG)
	2.1 Allgemeine Grundsätze und Begriffe
	2.1.1 Prüfung der Zuständigkeit
	2.1.2 Sachliche Zuständigkeit
	2.1.3 Örtliche Zuständigkeit
	2.1.4 Befangenheit
	2.1.5 Manuduktionspflicht - Rechtsbelehrung
	2.1.6 Grundsatz der arbiträren Ordnung
	2.1.7 Grundsatz der Amtswegigkeit behördlichen Vorgehens („Offizialmaxime“)
	2.1.8 Nicht fristgerechtes Handeln der Behörde
	2.1.9 Kosten eines Verfahrens

	3.1 Das Ermittlungsverfahren
	3.1.1 Verfahrensbeginn
	3.1.2 Mündliche Verhandlung
	3.1.3 Unterscheidung Parteien/Beteiligte
	3.1.4 Grundsatz der freien Beweiswürdigung
	3.1.5 Grundsatz der Unbeschränktheit der Beweismittel
	3.1.6 Verfahrensrechte einer Partei nach dem AVG
	3.1.7 Niederschrift und Aktenvermerk

	3.2 Erledigung
	3.2.1 Schriftliche Erledigungen
	3.2.2 Ausfertigungen
	3.2.3 Erfüllung eines Antrages ohne Erlassung eines als Bescheid bezeichneten Aktes
	3.2.4 Einstellung

	3.3 Bescheid
	3.3.1 Welche Inhalte müssen Bescheide aufweisen?
	3.3.2 Rechtskraft (Unabänderlichkeit des Bescheides)
	3.3.3 Mandatsbescheid
	3.3.4 Zustellung oder Verkündigung des Bescheides

	4.1 Postalische Zustellung
	4.1.1 Zustellung ohne Zustellnachweis
	4.1.2 Zustellung mit Zustellnachweis

	4.2 Öffentliche Bekanntmachung
	4.3 Elektronische Zustellung
	4.3.1 Elektronische Zustellung mit Zustellnachweis
	4.3.2 Elektronische Zustellung ohne Zustellnachweis

	5. Fristen
	5.1 Der Beginn des Fristenlaufs
	5.2 Das Ende einer Frist
	5.3 Hemmung
	5.4 Unterbrechung

	6. Rechtsmittel
	6.1 Beschwerde
	6.3 Wiederaufnahme des Verfahrens
	6.4 Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
	6.5. Verwaltungsgerichte
	6.6 Außerordentliches Rechtsmittel


